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Das kommt weg
Wenn sie etwas abschneidet, müsste die Ost-Tangente 

nicht eher Sekante genannt werden? Das wird vielleicht 
das einzige, worüber die Bürger mitentscheiden können

Nachhaltig entsetzt ist das Pär-
chen, das ins Bauplanungs-

amt zur Einsicht in die Akten 
kam, über den süffisanten Blick, 
mit dem die Mitarbeiter sie aus-
händigten. Er, der Mann, sei 
überhaupt erst der dritte, der das 
wolle. ‚Na dann schauen Sie mal 
schön‘, so interpretierte er die 
schweigende Ansage, mit der ihm 
die fünf Ordner bildlich gespro-
chen um die Ohren geknallt wur-

den. Kopien könne er mitnehmen, 
ansonsten wäre alles im Internet 
einsehbar gewesen, da habe alles 
ausgelegen.

Man muss eben wissen, wo.
Und dass ein Bedarf besteht, 

sich zu kümmern.
Wer das weiß, sitzt höchstwahr-

scheinlich selbst im Stadtrat.
Die Auslegefrist ist inzwischen 

abgelaufen, am 11. August endet 
die Frist für Einwände.

Das Pärchen wohnt in einem 
alten Haus, das, so sind die Pla-
nungen zu verstehen, der Stra-
ßenverbreiterung zu weichen hat, 
aber als nur mietende Bewohner 
müssen sie nicht wie der Eigentü-
mer einbezogen werden, und der 
ist kommunalistisch. Erfahren 
haben sie von der Angelegenheit 
durch eine Eigentümerin benach-
barter Garagen, die noch nicht 
weiß, dass sie verkaufen wird. 
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Neuer Aldi
In Lobeda-Ost wurde ein neuer 

Aldi-Markt eröffnet. Das Interes-
se der Kunden ist groß, alle wollen 
sehen, ob die Schadenersatzzah-
lungen der Stadt an den Investor 
durch Umlage auf die Preise an 
die Käufer weitergegeben werden.

Hitze
In Jena ist es heiß, weil Sommer 

auf Klima trifft. Die Jenaer kön-
nen es kaum erwarten, wenn sie 
klimaneutral geworden sind und 
die Hitze an den anderen liegt.

Sprechstunden
Die örtlichen Bundestagsab-

geordneten der Fortschritts-
koalition hielten in ihren Wahl-
kreisbüros Sprechstunden mit 

Bürgern. Die Bürger kamen, um 
sich zu vergewissern, dass die Ab-
geordneten wirklich meinen, sie 
müssten die Politik der Partei nur 
noch besser kommunizieren.

Bad frei
Kinder können während der 

Sommerferien in die Jenaer 
Freibäder kostenlos. Das funkti-
oniert halt, wenn Dreizehnjährige 
noch nicht ausgewachsen sind. 

Beschmierung
Stationen am Jenzig-Lehrpfad 

wurden von Unbekannten be-
sprüht, der Sachschaden wird auf  
über viertausend Euro geschätzt. 
Die Schriftzüge und Zeichen sind 
unverständlich, was darauf hin-
deutet, dass hier jemand den Ver-
dacht auf die Grüne Jugend len-
ken will.

Interessanterweise ist unklar, 
an wen eigentlich. Nicht die Stadt 
tritt auf als Straßenbaulastträger, 
soweit es zu verstehen ist. Wer 
das aber sein soll, wird nicht ge-
sagt, Datenschutz.

Ein Fall von „Was wir wissen/
Was wir nicht wissen“. Wir wissen 
nicht, wer da in welcher Rechts-
form wieviel Geld kriegt und zahlt. 
Was wir wissen: Hier ist Jena, das 
hört sich schon korrupt an. Und: 
Es gibt nicht „die“ Amerikaner, 
komischerweise ist noch nichts 
von Klimaprotesten bekannt, nur 
die Plakatwände des Plakatwän-
debetreibers werden besonders 
zuvorkommend berücksichtigt. 
Die Garagenbesitzerin könnte ei-
nen Verkauf an jemand anderen 
einleiten, so dass in Erfahrung zu 
bringen wäre, wer sein Vorkaufs-
recht ausübt.

Wie die Sache ausgeglichen 
wird, um Klimaneutralität zu er-
reichen, ist auch nicht bekannt, 
was nicht bedeutet, dass es dazu 
nichts gibt; möglicherweise muss 
dafür ein weiterer Klimakoordina-
tor eingestellt werden.

Die wenigsten Jenaer wohnen 
an der künftigen Osttangente, 
schon gar nicht der Stadtrat, aber 
alle geht es an, wie mit denen, die 
es unmittelbar betrifft, umgegan-
gen wird. Das kann eben doch je-
der sein.

Immer wird wer weiß wie auf den 
Schutz der Mieter gewiesen, aber 
halt nur, wenn es darum geht, die 
reichen Vermieter abzukassieren, 
und nicht, wenn der Vermieter 
städtisch ist oder wenn die Mieter 
in ihre eigenen Belange einbezo-
gen werden wollen.

Ein eingehendes Befassen mit 
dem Stoff ist zwar nicht ausge-
schlossen, aber nicht gerade so 
direkt vorgesehen. 

Die Blätter seien richtig nett ge-
staltet, schön übersichtlich, hell-
blau hervorgehoben, was baulich 
verändert werden wird, das Design 
ist also viel bürgernäher als das 
Verfahren. Gemäß dem, was auf 
dem Amt mitgeteilt wird, freuen 
sich die Anwohner auf die Wieder-
aufforstung. Die Bäume müssen 
vorübergehend abgeholzt werden.

Noch was richtig Ärgerliches. 
In dem Bekanntmachungszet-
tel steht im Punkt Auslegung der 
Planungsunterlagen „Gemäß Ge-
setzes“. Zu blöd für  Grammatik.
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Es stehen keine Wahlen an, 
aber in einer Demokratie kön-

nen auch Umfragen unsere Demo-
kratie in Gefahr bringen, weil die 
zu Wählenden sich nicht sicher 
sein können, dass alle Wählenden 
richtig verstanden haben, was sie 
tun sollen.

Der örtliche Redaktionsleiter der 
Parteizeitung hat in seiner Kolum-
ne, hier jetzt in speziell der, um 
die es geht, mitgeteilt, auch im 
Stadtrat gebe es die Fraktion der 
Gegenpartei und die sei aber im-
mer nur dagegen.

Bei den Abonnenten, bei denen, 
die freiwillig dafür Geld entrichten, 
ist Dagegensein natürlich äußerst 
negativ besetzt. Aber denen muss 
man sowieso schon nichts weiter 
erzählen. Die Gefahr lauert bei de-
nen, die unfreiwillig dafür bezah-
len, und angesichts des ganzen 
Blödsinns, etwa des Klimakorrup-
tionsplans und all der anderen 
Geldbeschaffungsprogramme, wo 
schon eine Verbesserung darin 
bestehen würde, es bleibenzulas-
sen, bei jenen anderen also dürfte 
die Wirkung sein: ach, es gibt eine 
Partei, die bei der ruinösen arro-
ganten grünaltersschwachsin-
nigen linksverfaulten Politik ein 
Alibi hat, und die gleichgelagerte 
und ähnlichgeschaltete Presse 
will sie nicht? 

Er hätte ihr mehr eins ‘reinwür-
gen können, wenn er geschrieben 
hätte, die sind auch immer dafür. 
Oder tun nur etwas distanziert 
wie die FDP. So aber macht er eine 
Spalte lang Wahlwerbung für die 
Gegenpartei.

An dem Zustand, dass Dagegen-
sein zum Schinken der Hoffnung 
(Annalena Baerbock) wird, sind 

die Dagegenseier in der Lesart ein-
facher Bürger vermindert schuld. 
Ihnen geht es zuallerletzt um Par-
teien, den Journalisten aber zu-
vorderst. Da spalten die unteren 
Bürger schon wieder.

Und dass die Wirkung eines 
Zeitungstextes der Absicht ent-
gegensteht, ist journalistischer 

Lokalredaktionsleiter macht 
Werbung für die Gegenpartei

Standard, es geht auch da nicht 
um die Leser, sondern um die Be-
kundung des eigenen Bemühens, 
den persönlichen Auftrag noch 
bewusster zu erfüllen, um nach 
der nächsten Schrumpfung über-
nommen zu werden wegen Unab-
kömmlichkeit, die man mit so was 
unter Beweis gestellt hat.
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Die Demokratie ist ins Gere-
de gekommen, seitdem Men-

schen unsere Demokratie angrei-
fen, wie man immer häufiger liest 
und hört.

Zwei Dinge bedeutet Demokra-
tie: dass es unser Geld ist, auch 
wenn es im Haushalt verplant 
wurde, und dass ein Wechsel 
durch Wahlen möglich ist.

Nun ist ein aufmerksamer MDR-
Mitarbeiter wohl zu dem Mei-
nungsbild gelangt, dies sei nach 
einer Landkreiswahl dort nicht 
mehr der Fall, weshalb er von sei-
ner Meinungsfreiheit öffentlichen 
Gebrauch machte und auf Twitter 
dazu aufforderte, diesen Land-
kreis zu boykottieren.

Dies zeugt von hoher demokra-
tischer Reife; wir sind schuld an 
unserer Regierung, an den Wahl-
ergebnissen und an der Politik. 

Niemand sonst. 
Wählt ein Landkreis so, dass 

fortan die Macht mit Gewalt erhal-
ten wird, waren die Leute selber 
schuld und sollen später nichts 
erzählen.

Beeindruckt vom Mut, für De-
mokratie einzutreten und sich mit 
klarer Haltung zu positionieren, 
auch gegen die eigenen Gebüh-
renzahler, fragten wir uns, ob der 
MDR bei der Auswahl aller Mit-
arbeiter die klare demokratische 
Ambition überprüft, und baten 
bei der MDR-Pressestelle um die 
Auskunft: „Da, wie Ihnen sicher 
bekannt, ein auf Twitter als MDR-
Mitarbeiter firmierender Mann 
zum Boykott des Landkreises 
Sonneberg aufgefordert hat, bit-
ten wir um die Auskunft, ob der 
MDR seine Mitarbeiter einem De-
mokratiecheck unterzieht.“

Ein  Sprecher des MDR antwor-
tete sogleich und anscheinend 
vorbereitet: „Der von Ihnen thema-
tisierte Tweet spiegelt in keinster 

Weise die Sichtweise des MDR! 
Wir distanzieren uns in aller Deut-
lichkeit von dieser Aussage. Der 
MDR steht mit seinen Angeboten 
für sorgfältigen, ausgewogenen 
und neutralen Journalismus – die-
se Verantwortung nehmen wir 
sehr ernst.  

Michael Voß spricht auf seinem 
privaten Twitter-Account nicht für 
den MDR. Er gibt ausdrücklich 
seine Privatmeinung wieder. Der 
MDR erwartet von allen seinen Mit-
arbeitenden auch auf Social Me-
dia ein verantwortungsbewusstes 
Agieren, dafür haben wir auch 
Richtlinien und wir sensibilisieren 
unsere Mitarbeitenden zudem re-
gelmäßig. Wir werden dies intern 
professionell aufarbeiten.“

Was, der MDR distanziert sich? 
Vom demokratischen Verantwor-
tungsgefühl? Eines zivilcouragier-
ten Demokraten? Soll aus denen 
mal einer schlau werden.

Unterzieht der MDR 
seine Mitarbeiter 
einem Demokratiecheck?
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Uns wird häufig unterstellt, 
wir suchten gezielt nach Er-

scheinungen von Inkompetenz 
und Machtanmaßung, aber das 
stimmt nicht, wir suchen gezielt 
nach Erscheinungen, die nicht 
dazu gehören.

Der Innenminister Thüringens 
hat derzeit eine ganz gute mediale 
Präsenz für seine Verhältnisse, 
er wird bundesweit interviewt zu 
Thüringen wie gerade wieder im 
Deutschlandfunk. 

Da kommen also drei Dinge von 
Relevanz zusammen; Deutsch-
landfunk, Interview und Minister. 
Eigentlich müssten wir das be-
handeln, aber wir haben es uns 
nicht angehört, wir haben ausge-
schaltet. Wir ertragen den nicht.

Vielleicht haben ja Sie das Ge-
spräch gehört und können uns 
was dazu sagen. 

Meinung oder Fakt? Wer wollte 
da spalten, wenn die Über-

schrift eines Artikels von TLZ-Ger-
linde lautet: „Einsatz für solida-
rischen Zusammenhalt wichtig“, 
und wer wollte überprüfen, ob die 
wirklich erst nach der Wende zu 
dieser Zeitung gestoßen ist. 

Sie verweist auf einen Artikel 
weiter hinten im Blatt, worin ein 
vormaliger Thüringer Spitzenpo-
litiker zu Wort kommt, SPD-Lan-

desvorsitzender, Minister, Bun-
destagsabgeordneter, der, wo man 
immer erst überlegt, ist das Sach-
sens Ministerpräsident oder Prinz 
Harry, der präsentiert sich derzeit 
mit der Haupt- und Kernbotschaft, 
man solle „viel stärker die Debat-
te darüber führen, für welche Ge-
sellschaft wir eintreten.“ 

Notwendigkeit einer Debatte, 
das klingt ganz so, also wolle er 
wieder eine neue sozialdemokra-
tische Partei gründen.

Aber: nein, will er nicht, und 
wenn, wäre es wieder die alte. So 
Kram: Welche Werte wollen wir 
im Zentrum unserer Gesellschaft 
haben, wollen wir eine Politik, 
die die Gesellschaft solidarisch 
zusammenhält, was müssen wir 
tun, damit unsere Kinder auf 
diesem Planeten und so fort, gut 
möglich, dass er das selbst alles 
sagen musste, weil es der Künst-
lichen Intelligenz zu trivial war. 

Die Anschlussfrage ist: „Oder 
wollen wir was anderes?“

TLZ-Gerlinde hat recherchiert, 
dass dieses Andere tatsächlich als 
reale Option manch Andersartigen 
als wählbar erscheint. Darum geht 
es also. Grundeissicherung.

Man ist nicht gewillt, den Leu-
ten, die von diesem weltverschlos-
senen Gerede genug haben, ihren 
Überdruss zu verzeihen.

Wichtige Personen sagen 
Sachen von Relevanz

Niemand bezweifelt, dass wir 
die schöneren Formulierungen 
bei Grünrot bekommen. Nun ist 
es aber so, wir haben inzwischen 
kennengelernt, was real passiert. 
Entweder ist das was ganz an-
deres, als es den Formulierungen 
nach vorgehabt wurde, oder es 
ist genau das, was dann eben so 
bezeichnet wird wie getan. Diese 
Frage braucht nicht debattiert zu 
werden. 

Oder, wenn sie wollen, können 
sie ja machen, untereinander, 
sich gegenseitig immer wieder 
denselben Hyperquatsch erzählen. 
Aber nicht Zeitungsplatz damit 
zuschwärzen.

Die Schröder-Regierung hatte 
noch zeitungsseitenweise rekla-
miert: Wir haben verstanden. Jetzt 
wäre zu reklamieren: Wir haben 
nicht vor zu verstehen. Dafür gibt 
es die Zeitungsseiten gratis.

Der gesichert links eingestufte 
Präsident des Thüringer Ver-

fassungsschutzes ist nach herr-
schender Rechtsauffassung nicht 
für das Richteramt befähigt und 
ein sehr politischer Beamter, dem 
Buddha Informatives zum The-
ma falsche Identität zustecken 
könnte, und in einer Demokratie, 
denkt der wohl, arbeitet der Ge-
heimdienst nicht geheim, sondern 
als Teil der Informationsgesell-
schaft. Es ist keine leichte Aufga-
be, seinen Bossen, die gerade in 
äußerste Panik verfallen, zu sa-
gen, was sie hören wollen, denn 
je weniger die Herrschenden de-
mokratisch legitimiert sind, desto 
mehr wollen sie beliebt sein beim 
Volk. Oder sie setzen diesen Zu-
stand einfach voraus, weil sie sich 
nichts anderes vorstellen können. 
Über politisch Ungeschulte zu 
herrschen geht nur, wenn die das 
auch wollen. In Jena ist das der 
Fall, im Umland wäre noch Infor-
mationsarbeit zu leisten.

Der Präsident des Thüringer 
Verfassungsschutzes hat, wie sich 
vielleicht herumgesprochen hat, 
den „Bodensatz“ bei zwanzig Pro-
zent ausgemacht.

Darum fragten wir bei der Pres-
sestelle des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz: Welche Schicht 
kommt über dem Bodensatz und 
wie groß ist sie? Eine Antwort 
blieb aus. Der Geheimdienst weiß 
eben doch nicht alles.
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Eine TLZ-Meinungskolumne 
trägt den Titel „Überall ist 

Wut“, was ganz sicher von Mei-
nungsfreiheit, Pressefreiheit und 
Menschenwürde des Redakteurs 
gedeckt ist. Nur, so groß kann die 
Wut nicht sein, wenn man sich 
solche Kolumnen bieten lässt. Er 
steigt ein mit augenzwin-
kernden Monstrositäten 
aus dem Garten in Verbin-
dung mit dem Jahresur-
laub, wer kennt das nicht, 
um einen Absatz lang 
ernst zu werden: „Mons-
trös scheint es aber auch, 
dass es sich Innenminister 
Georg Maier am Montag 
in Jena (Lokalseite 15) als 
ganz selbstverständliche 
Drohkulisse beschreiben 
lassen musste, wie Notfall-
mediziner und Rettungs-
sanitäter im Alltag Gewalt 
erleben. Streit bis aufs 
Messer mit denen, die wis-
sen, wie Retten geht.“ Das 
Monströse soll hier nicht 
der Innenminister sein, 
sondern die Drohkulisse, 
die für die Rettungskräf-
te halt nicht nur Kulisse, 
sondern Erfahrung ist. 

Das hat schon „Mann 
wird vermöbelt“-Qualität.

Beklagt werde von die-
ser „Gruppe von Helfern, 
dass sie anders als Poli-
zei und Feuerwehr nicht 
automatisch psychothera-
peutische Hilfe verfügbar 
hat. Vielleicht weil dieses 
Stück schaurige Normalität zu 
schnell Normalität geworden ist, 
um schon allgemein bekannt zu 
sein?“  

Im folgenden Absatz wieder gute 
Nachrichten. 

Kollateraljournalismus.
Schaurige Normalität, psycho-

therapeutische Hilfe, lauter Wör-
ter aus dem Verharmlosungsbau-
kasten, hier geht es ja nicht um 

drohende Abwahl unserer demo-
kratischen Politiker. Die harten 
Wörter müssen dafür vorbehalten 
bleiben.

Eine Frage hätten wir, wir stell-
ten sie der Landespolizeidirektion, 
nämlich, ob die Personalien aus 
dem Notruf oder bei der Notauf-

nahme zur Ermittlung der Tatver-
dächtigen nutzbringend sind.

Wir bekamen die Auskunft, 
„dass ein Großteil der Notrufe für 
medizinische Einsätze über die 
112 läuft und für diesen Anteil 
auch nur die Feuerwehr/Rettungs-
dienste auskunftsfähig sind.

Für den Teil der in Rede stehen-
den Einsätze, welche aus Notrufen 
über die 110 erwachsen, lassen 

sich grundsätzlich zwei Szenarien 
beschreiben:

1. Der Geschädigte meldet sich 
selbst bei der Polizei (z. Bsp. Ver-
kehrsunfall oder Körperverlet-
zung). In diesen Fällen wird es so 
gut wie nie zu Übergriffen auf das 
(durch die Polizei verständigte) 

Rettungspersonal kom-
men.

2. Der Notruf wird 
über Dritte veran-
lasst (Mitteiler, Zeu-
gen) welche eine ihrer 
Meinung nach hilfebe-
dürftige Person fest-
gestellt haben. Diese 
Einsätze haben we-
sentlich häufiger das 
Potential, dass es zu 
Übergriffen auf Ret-
tungspersonal kommt, 
da die Geschädigten 
aus vielfältigen Grün-
den Hilfe ablehnen.

Sollten die Daten 
der Geschädigten 
bereits beim Notruf 
mitgeteilt worden 
sein, werden diese 
im Zuge der Ermitt-
lungen bei Straftaten 
genutzt, andernfalls 
liefern die ‘Rohdaten‘ 
des Notrufs meistens 
eine brauchbare Aus-
gangslage für die Er-
mittlungen.“

Der Polizei ist also 
besser als der Pres-
se bekannt, dass es 
Täter gibt, wobei es 

nachrangig ist, ob die polizeibe-
kannt wären. Dass der „Streit bis 
aufs Messer mit denen, die wissen, 
wie Retten geht“, demnach nicht 
der häufigste Fall ist, wird den Ko-
lumnenschreiber nicht beeindru-
cken, der geht davon aus, dass es 
überall so zugeht wie bei Journa-
listen, die es besser wissen.

Es dürfte nicht der letzte Tief-
punkt der Presse gewesen sein.
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Personen
Einblicke in den Geisteszustand 

von denen da oben
Der Thüringer Landesbeauf-

tragte für die Aufarbeitung der 
SED-Diktatur kam auf die Idee, 
was für die Zeitung zu schreiben, 
und es wurde gedruckt. Zur Zeit 
werden Artikel nachgefragt zum 
Themenkomplex „Abweichungen 
in Ostdeutschland von den de-
mokratischen Konsensstandards 
unter besonderer Berücksichti-
gung der kollektiven Verlusterfah-
rungen“. 

Er nun macht, so wird in der 
Einführung angekündigt, „deut-
lich, was in der Demokratie jetzt 
Not tut.“

Herbst 89, plötzlicher Schock der 
Horizonterweiterung, vermeint-
liche Sicherheit weg, Gelerntes war 
„Ausgrenzung von Subkulturen, 
Christen, Nonkonformen, Behin-
derten und Ausländern. All dieses 
‚Fremde‘ wurde mit Argwohn be-
trachtet, es sollte auf keinen Fall 
die eigene Sicherheit gefährden. 
So entstand ein Kollektiv, das sich 
selber schützte und dabei stützte.“ 
Man habe fest zusammengestan-
den in der Machtlosigkeit gegen-
über dem, was „die da oben“ ent-
schieden und verlangten. 

Der Verfasser vermeidet den 
Eindruck, er wäre immer nur mit 
dem Stoff befasst, für den er be-
auftragt ist; SED-Unrecht kommt 
gar nicht vor.

„1989 war die ostdeutsche Mehr-
heitsgesellschaft auf einmal eine 
Minderheit.“ Und das erklärt al-
les, das Folgende  muss hier nicht 
noch weiter präzisiert werden.

Dass „die da oben“ jetzt demo-
kratisch legitimiert seien, konnte 
nicht ausgleichen, dass der Staat 
sie nun weniger bevormunde, 
„hatten sie sich doch bis 1989 an 
seine diktatorische Fürsorge ge-
wöhnt.“

So wie was? Wie die Merkelpan-
demie? Keine Öffnungsdiskussi-
onsorgien? Vermutlich; da waren 
es ja auch nur die randständigen 
Steuerbordvulgaristen, die sich 
mit Querleugnern gemeinmach-
ten, um unsere Demokratie anzu-
greifen.

Mit „Zukunftsfähig sind wir, 
wenn wir einander zuhören und 
dabei zugleich illiberaler und de-
struktiver Politik entgegentreten“ 
schließt der Artikel von erhel-
lender Klarheit. Denn hier sieht 

man unverhohlen, was bei Hofe 
über die da unten gemeint wird. 

Wenn Sie mal in die Verlegenheit 
kommen, zu denen zu gehören, die 
entsetzt gefragt werden: „Was soll 
denn wieder wie DDR sein? Was? 
Sag doch mal, was? Wo siehst du 
was wie DDR?“, dann können Sie 
auf diesen Artikel verweisen. Mit 
ein paar stilistischen, nicht ent-
stellenden Sprachanpassungen 
könnte der in der Endphase der 
Honeckerei in derselben Zeitung 
gestanden haben. 

Der Unterschied ist nur, dass 
die da oben jetzt mehr sind und 
besser bezahlt werden. Gleiche 
Haltung: Die Leute aus der All-
tagsrealität sollen endlich im Be-
wusstsein ankommen. 

Oder haben wir da etwas miss-
interpretiert? Will der Beauftragte 
denen da oben dezent mitteilen, 
dass sie sich demokratisch aufzu-
führen haben?

Wir baten ihn um die Klarstel-
lung, ob er den implizierten Man-
gel beziehungsweise die Obliegen-
heit, einander zuzuhören, auch 
bei denen, die als „die da oben“ ge-
sehen werden, verortet, und baten 
um die Auskunft, welche Empfeh-
lung er den Bürgern gebe, worauf 
sie zu achten haben, um es zu 
erkennen, wenn der Fall einträte, 
dass staatliches oder staatsnahes 
Handeln nicht mehr demokratisch 
legitimiert wäre oder illiberale und 
destruktive Züge angenommen 
hätte. 

Hat er uns nicht gesagt, vielleicht 
befasst er sich mit der Frage, wenn 
er aus der Sommerpause zurück-
kommt und überlegt, wieviel uns 
seine Antwort wert zu sein hätte, 
er ist schließlich Experte. 

Vielleicht müsste er die Antwort 
erst mit der Partei absprechen.

Oder er teilt uns mit der Nicht-
beachtung konkludent mit: Hier 
gibt es nichts aufzuarbeiten! Ge-
hen Sie weiter!
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Ist jetzt weder neu noch über-
raschend, wir haben es bei den 

Medien mit einem Konglomerat 
altmerkelistischer grünbetonierter 
supraleitfähiger Konformismus-
süchtiger nach Negativauslese zu 
tun. Aber was wächst so nach? 
Wird da was?

Die Jenaer Studentenzeitung 
heißt auch Akrützel, Studen-
tisches genaugenommen, wird 
vom Studentenrat finanziert, so 
dass jede Budgetkürzung als Ver-
treibung aus dem Schlaraffenland 
empfunden wird. Die sind nicht 
an pressekodifizierte Mäßigungs-
maßgaben gebunden. Die halten 
sich nicht erst mit Greta und Lui-
sa auf, da ist gleich Lina.

Die sind professionell genug, um 
zu wissen, dass ein Titel „Thürin-
gen, ein Land zwischen Grünrot 
und linker Gewalt“ kein „Hä, wie-
so?“ auslösen würde, darum titeln 
sie das Gegenteilige. 

Kriminalisierung von  Antifa-
schisten stoße auf fruchtbaren 
Boden, Solidarisierung mit Lina 
E. sei nicht das offizielle Narrativ, 
und wer sich echauffiert über 
linke Randalierer in Gänsefüß-
chen, tue das in Folge systema-
tischer Propaganda des Staates 
und rechter Medien, die den 
Diskurs bestimmen. Das steht 
in einem Absatz, und der Rest 
des Heftes ist auch nicht an-
ders.

So ist die ganze Seite mit dem 
Artikel eines aggressiven Lin-
ken, für die Zeit des Artikel-
schreibens nur gewaltbereit. Es 
komme auf die Gesinnung an, 
und wenn diese in der Selbst-
einschätzung  antifaschistisch 
sei, sei der Grund für die Ge-
walttätigkeit eben bei den Fa-
schisten zu verorten. 

So verläuft es aber nicht. Er 
ist schlecht und weiß es, wo-
raus er schlussfolgert, es müs-
se noch Schlechtere geben, 
und das sind dann eben schon 
die Faschisten.

Die verurteilte Schwerkrimi-
nelle Lina E. wurde aber nicht 
von den Medien kriminalisiert, 

sie wurde von ihrem eigenen lin-
ken Umfeld und den staatsfinan-
zierten Strukturen, die mit Ge-
waltdrohung ihre Meinungsmacht 
durchsetzen, kriminell gemacht.

Bezahlt wird das von der ver-
fassten Studentenschaft.

Wer es nicht glaubt oder für 
übertrieben dargestellt hält, kann 
in die Universität gehen und ein 
Heft angucken, die liegen da noch 
länger.

Niemand moniert hierzu irgend-
was mit Extremismus oder Ge-
schichtsverharmlosung oder Sa-
lonfähigmachung oder auch nur 
Milieufähigmachung, aber was 
wäre los, wenn in Jena jemand die 
Totenkopffahne von einem Fahr-
rad reißen würde. Der Staats-
schutz würde aufgestockt.

Wobei wir vielleicht der Uni-
versität unrechttun. Die Presse-
freiheit ist da als ein hohes Gut 
bekannt, aber es gab mal einen 
Präzedenzfall. Darum fragen wir 
bei der Pressestelle der Uni: Gilt 
die Distanzierungserklärung der 
FSU zum unique-Fall analog?

Sind schon im Ferienmodus.
Es handelt sich auch nicht um 

vergleichbare Fälle; bei unique gab 
es keine Gewaltdrohung. Niemand 
der Gesichtzeiger hätte damit zu 
rechnen gehabt, dafür verprügelt 
zu werden.

Wir sind stolz, dass die in 
Deutschland gewalttätige Strö-
mung sagt: Ich bin der Antifa-
schismus.

Noch steht in der Studentenzei-
tung, dass faschistisch ist, wer den 
Linksfaschismus nicht bejubelt. 
Bald sind wir wieder so weit, dass 
wir das selber schreiben müssen 
und abgefragt werden. Wir Älteren 
erinnern uns. Wir konnten das 
richtig gut.

Wir wissen auch, dass es den 
selbstermächtigten Terrorbonzen 
nie genügt.

Wir haben aber auch die Phase 
erlebt, die zeigte, dass es so nicht 
zu sein braucht.

Das nun könnte, in den Worten 
eines Beauftragten der Bundes-
regierung, auch von bürgerlichen 
Faschos kommen.

Studenten gegen die Kriminalisierung 
von Kriminalität
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Sonstiger Stoff

Eigentlich wollten wir die the-
matisch umgehen. Aber sie 

hat sich selber aufgedrängelt, 
sie musste auf Deutschlandfunk 
im Frühstücksprogramm rotzen, 
dass sie sich auf Sommertour 
oder Demokratietour durch das 
Land begibt.

Da reitet sie – bildlich gespro-
chen, sie wird sicher kutschiert 
– auf Steuerzahler- und Klimako-
sten zu den Menschen draußen 
im Lande, um, so sagt sie, sich 
die Ängste zum Beispiel in Ver-
bindung mit dem Heizgesetz an-
zuhören, wobei sie auch auf Leute 
treffe, die draußen schreien und 
erst mit Schreien aufhören, wenn 
sie merken, dass drinnen demo-
kratisch geredet wird.

So was aber auch. Was schreien 
die denn? „Wir sind hier, wir sind 
laut, weil man uns die Heizung 
klaut“? Das wäre kulturelle An-
eignung und Falschbenachrich-
tigung, denn niemand hat eine 
diesbezügliche Absicht.

Die da schreien oder den Bür-
gern eine Stimme geben, hätten 
auch andere Hobbys, wogegen 
Katrin Göring-Eckardt macht, wo-
mit sie reich geworden ist.

Das Thema auf Dialog und Emo-
tion zu lenken, ist ein propaganda-
taktischer Trick, es handelt sich 
nämlich um einen Themenwech-
sel. Angst und Ängste, konkrete 
oder diffuse, sind keine politische 
Kategorie. Man kriegt einfach das 
Gruseln, wenn man die sieht, aber 
das ist nicht das Entscheidende. 
Die Vorbehalte werden dieselben 
sein wie die der Parlamentarier, 
deren verfassungsmäßigen Rechte 
durch die Ampel verletzt wurden, 
aber die konnten klagen. 

Heizgesetz, das ist das, wovon 
Robert Habeck gar nicht wollte, 
dass bekannt würde, was er vor-
hat. Er war sehr angefressen, als 
was durchsickerte. Diese Leute 
wollen was von Demokratie erzäh-
len. Man konnte es vorab wissen; 

das war zu lesen bei denen, über 
die Cem Özdemir bei Lanz sagte, 
die denken sich Sachen aus, die 
nicht stimmen.

Katrin Göring-Eckardt könnte 
auch was reden darüber, ob die 
Politik, die sie forciert, eine Wir-
kung bei den Geschäften ihres 
Ehemannes hat. Diese Art von 
Ehegattensplitting wird zu wenig 
beachtet. Sie braucht sich dazu 
nicht zu äußern, aber soll dann 
auch nichts von Demokratie er-
zählen.

Doch noch was mit 
Katrin Göring-Eckardt

.
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Das Qualitätsblatt unter den Presseprodukten
Leuchtendes Schwein

Ist das noch Satire?
Verfassungsschutzfeindliches Meme geht viral

Den aktuellen Geheimdienstchef in die Nähe eines To-
talüberwachers zu rücken, ist seit den Siebzigern ka-
barettistischer Standard. Aber noch nie traf es einen, 
dessen Kompetenz unbestritten auf einer Höhe mit 
Haldenwang angesetzt wird. „Hier haben wir es mit 
einer staatsrelevanten Delegitimierung des Verfas-
sungsschutzes zu tun“, sagt ein Sprecher. Das Meme 
geht in einschlägige Ecken des Internets, wo es Feuer 
auf fruchtbaren Boden gießt. Fakt ist, die Mehrheit 
hält den Bodensatz für größer als die angesetzten 20 
Prozent, bei mindestens 70, das zeigen Erhebungen.

Parlamentarische Sommerpause: FDP-Abgeordnete schreiben 
sich gegenseitig Aufforderungen zum Umkippen, um nicht 
aus der Übung zu kommen

Sommerzeit ist nicht nur die Zeit, wo die Klimakrise ihr wahres 
Gesicht zeigt, das darin besteht, eben nicht zugleich Chan-
ce zu sein, auch die Abgeordneten fallen in ein Sommerloch. 
Noch zwei Jahre muss die Ampel durchhalten, das bedeutet 
vor allem für die FDP, sich nicht mit den Bürgern gemein zu 
machen. Um im Regierungsfähigkeitsmodus zu bleiben und 
um Koalition zu können, schicken sie sich in einer Selbsthilfe-
Chatgruppe absurde Gesetzestexte, einige davon selbst aus-
gedacht oder leicht entschärft aus den Ausschüssen, um sich 
nicht zu entwöhnen. So geht Verantwortung.

DAS MEINT DER KOMMENTATOR
Uns geht es genau wie allen, 
wir verstehen es nur besser

Niemand sollte einen Hehl 
daraus machen, dass gera-
de und vor allem in Zeiten 
hohen Handlungsdrucks 
die gebotene Eile nicht zu 
Schnellschüssen führen 
darf. Es ist kein Zufall, 
dass gehörige Zweifel an-
gebracht sind. Der Fokus 
muss auf die Themenfelder 
gerichtet bleiben.

Großer Wurf: Minister 
verordnet Pflichtfach 
Schulgerechtigkeit
Wenn seit Generationen Bildung mehr vererbt wird als 
Intelligenz, muss die Schule das nötige Bewusstsein für 
den Ausgleich schaffen. Längeres gemeinsames Lernen 
von Benachteiligungsstrukturen wird von Experten emp-
fohlen. Die Lehrkräfte werden entsprechend geschult.

Minister bei der Übergabe der Verordnung


